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St. G. B. Beſtraſter (Arbeitsſcheuengeſetz) 
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180 Verordnung 
betreffend die Anterbringung Arbeitsſcheuer und auf Grund des § 361 Ziff. 2, 3, 6 St. G. B. Beſtrafter. 
5 (Arbeitsſcheuengeſetz) 


Vom 1. November 1937. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 47 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 
8 1 


Wer infolge ſeines Verſchuldens der öffentlichen Fürſorge ſelbſt anheimfällt oder einen Unterhalts- 
berechtigten anheimfallen läßt, kann, wenn er Arbeit beharrlich ablehnt oder ſich der Unterhaltspflicht 
beharrlich entzieht, auch gegen ſeinen Willen auf Antrag des vorläufig oder endgültig verpflichteten 
Armenverbandes in den Landkreiſen durch Beſchluß des Landrats, im Bereich der ſtaatlichen Polizei⸗ 
verwaltung durch Beſchluß des Polizei-Präſidenten für die Dauer ſeiner oder des Unterhaltsberech⸗ 
tigten Unterſtützungsbedürftigkeit in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt oder einer ähnlichen öffentlichen 
derartigen Zwecken dienenden Einrichtung untergebracht werden. Als unterhaltsberechtigt im Sinne 
dieſer Vorſchrift gilt auch ein uneheliches Kind dem gegenüber, der in öffentlicher Urkunde ſich zur 
Anterhaltszahlung verpflichtet hat oder rechtskräftig dazu verurteilt iſt. Der Untergebrachte iſt ver⸗ 
pflichtet, für Rechnung des Armenverbandes die ihm angewieſenen Arbeiten nach Maßgabe ſeiner 
Kräfte zu verrichten. 

Anſtatt der Unterbringung in eine Arbeitsanſtalt kann auch die Einweiſung in eine Heilanſtalt 
(insbeſondere auch Trinkerheilanſtalt) angeordnet werden, in welcher Gelegenheit gegeben iſt, den Ein⸗ 
gewieſenen mit angemeſſener Arbeit zu beſchäftigen. 


8 2 
Die Unterbringung in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt oder einer ähnlichen öffentlichen derartigen 
Zwecken dienenden Einrichtung kann unbeſchadet der Vorſchrift der SS 42 d St. G. B. ff. durch die in 
$ 1 vorgeſehenen Behörden ferner beſchloſſen werden, wenn bei dem Unterzubringenden eine wieder⸗ 
holte Verurteilung auf Grund des $ 361 Ziffer 2, 3, 6 St. G. B. erfolgt und die Unterbringung im 
polizeilichen Intereſſe geboten iſt. 
83 
Die Unterbringung im Falle der SS 1, 2 dauert ſolange als ihr Zweck es erfordert und kann bis 
zur Dauer zweier Jahre erfolgen. Während dieſer Zeit kann die Behörde, die die Unterbringung an- 
geordnet hat, den Untergebrachten von ſich aus oder im Falle des § 1 auf Antrag des Landarmen⸗ 
verbandes oder des nach $ 1 zuſtändigen Armenverbandes oder des Unterhaltsberechtigten, dem gegen⸗ 
über der Untergebrachte feine Unterhaltspflicht verletzt hat, für eine angemeſſene Zeit auf jederzeitigen 
Widerruf beurlauben. Wenn die Unterbringung 2 Jahre gedauert hat, darf eine erneute Unterbringung 
erſt nach Ablauf von 3 Monaten verfügt werden. 
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8 4 
Die Beſchlüſſe in den Fällen des $ 1 und 2 ergehen nach mündlicher Anhörung desjenigen, deſſen 
Unterbringung beantragt iſt, und ſind mit Gründen zu verſehen. Gegen die Beſchlüſſe in den Fällen des 
§ 1 und 2 und bei der Ablehnung der Beurlaubung im Falle des 8 3 ſteht dem Antragsberechtigten 
und dem Untergebrachten die Beſchwerde beim Senat zu. Der Senat entſcheidet endgültig. Die be⸗ 
ſchließende Behörde kann auf Antrag oder von Amts wegen die Durchführung des Beſchluſſes bis zur 
endgültigen Entſcheidung durch den Senat ausſetzen. Vor der Ausſetzung im Falle des § 1 iſt der 
Armenverband zu hören. 
8 5 
Die Vollſtreckung der Beſchlüſſe und Anordnung auf Grund der SS 1 und 2 erfolgt durch den 
Senat (Landarmenverband). 
8 6 
Ortlich zuſtändig für die Beſchlüſſe und Entſcheidungen nach 88 1 und 2 iſt die Polizeibehörde, 
in deren Amtsbezirk der Unterzubringende ſich aufhält, bei dem Fehlen eines ſtändigen Aufenthaltsorts 
die Polizeibehörde, in deren Bezirk er ſeinen Anterſtützungswohnſitz hat, bei Landarmen der Polizei⸗ 
Präſident. 
8 7 
Aus dem Arbeitsverdienſt des Antergebrachten ſind zunächſt die Koſten der Unterbringung zu 
decken. Aus dem Überfhuß iſt die Unterſtützung zu beſtreiten, die den Angehörigen des Unterge- 
brachten für die Zeit der Unterbringung gewährt wird. Der dann noch verbleibende Reſt iſt dieſem 
bei der Entlaſſung auszuhändigen. 
8 8 
Artikel ! des Geſetzes über die Abänderung und Ergänzung der Ausführungsgeſetze zum Reichs⸗ 
geſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 23. Juli 1912 (Pr. Geſ. Sammlung Seite 195) ſowie die 
Verordnung betr. Abbänderung des Geſetzes über die Abänderung und Ergänzung des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Reichsgeſetz über den Anterſtützungswohnſitz vom 26. Juli 1934 (G. Bl. S. 630) werden 
aufgehoben. 
Artikel II 


In $$ 42 d und 362 St. G. B. werden die Worte „Nr. 3“ durch „Nr. 2“ erſetzt. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 1. November 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. I. 148/37. Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B ie 3,75 Q, 
— für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 150 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 

Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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